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Wmiet* out Memcter Festött$s$t*ft6ett 
Das Gras auf dem Hügel der Zitadelle ist bereift. Der Festungsgraben ist schon fast zugefroren. Dunst 
liegt über den Dächern der Lindenauwerft, Nebel, der vom nahen Haff herüberweht. Winter in Memel! 
Der Festungsgraben war Winterquartier für mancherlei Binnenschiffe, für Schlepper, Boydacks und Fäh­
ren. In dieser Ecke hat neben einem Boydack der kleine Dampfer „Borussia" festgemacht. Borussia — 
das heißt Preußen und wird von vielen als ein Stück erledigter Geschichte betrachtet. Aber Borussia 
lebt, solange es Preußen gibt — auch Preußen aus dem Memelland, die mit Geduld und Zähigkeit das 
Ende des politischen Winters erwarten. 
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Vor wichtigen 
innenpolitischen Entscheidungen 
Von Dr. Hans N e u h o f f 

1972 wird für die Vertr iebenen nicht nur 
in der Außenpo l i t i k ein entscheidendes Jahr 
werden. Auch in der innenpol i t ischen Ge­
setzgebung zu Gunsten der Geschädigten des 
Krieges werden wichtige Entscheidungen 
fallen. Das gilt insbesondere für den Lasten­
ausgleich. Hier stehen 1972 drei Gesetze im 
Bundestag zur Entscheidung an, möglicher­
weise wird 1972 über eine gewichtige wei­
tere Novel le die Vorentscheidung fallen. 

Nachdem in den letzten Tagen des abge­
laufenen Jahres im Rahmen des 24. LAG-
Anderungsgesetzes nur nach 'schwierigsten 
Finanzauseinandersetzungen die Aufbaudar­
lehen bis 1974 verlängert wurden , wird man 
annehmen .müssen, daß die nächste Neu­
regelung, das 4. Unterhaltshi i fe-Anpassung-
gesetz, w iederum auf erhebl iche Schwierig­
keiten stoßen wird, wenn über die Regie­
rungsvorlage hinausgegangen werden soll. 
Das wird aber auf jeden Fall erforderlich 
werden. 

Als die federführenden Häuser im Früh­
sommer 1971 diesen Gesetzentwurf konzi­
p ier ten, war noch nicht zu übersehen, daß 
im Laufe des Sommers 1971 d ie Sozialhilfe­
sätze so erheblich aufgebessert werden, daß 
sie inzwischen um rund 15 Prozent über 
den Unterhaltshilfesätzen l iegen. Man wird 
daher al lgemein oder - als Sünderzuschlag 
- mindestens für die Unterhalüshilfeemp-
fänger, die keine sonstigen Einkünfte be­
sitzen und keinen Selbständigenzuschlag 
erhalten, den Unterhaltshilfesatz wesentl ich 
stärker, als in der Regierungsvorlage vor­
gesehen, anheben müssen. Daneben wird es, 
über d ie Regierungsvorlage hinausgehend, 
erforderlich sein, den Selbständigenzuschlag 
zu erhöhen, weil sonst die ehemals Selb­
ständigen prozentual weniger Unterhalts­
hi l feerhöhung erhalten als die Unselbstän­
digen. 

Das zwei te Lastenausgleichs-Änderungs-
gesetz, über dais der Bundestag 1972 ent­
scheiden muß, ist der Antrag Jacobi, der 
eine al lgemeine Härteregelung schaffen wi l l . 
Hierbei list an zusätzliche Leistungen für 
kleine Gruppen von Lastenausgleichsberech-
t igten gedacht, die durch Best immungen des 
Lastenausgleichsgesetzes besonders schlecht 
behandelt worden sind und für die wegen 
der Kleinheit der Gruppe der Gesetzgeber 
keiine Gesetzesänderung vornehmen kann. 
Für den Leistungsempfang wird allerdings 
erforderten sein, daß die an sich ungünstige 
Regelung auch derzeit für den Antragsteller 
eine Härte bedeutet. Der Innenausschuß des 
Bundestages hat den Antrag Jacobi in der 
Form einer Ergänzung zu den Härtefonds-
leistungen (§ 301 b) angenommen; die Zu­
s t immung des Haushalitsausschusses und des 
Plenums stehen noch aus. 

Noch in der ersten Hälfte des Jahres 1972 
wird den Bundestag ein weiteres Änderungs­
gesetz zum Lastenausgleichsgesetz beschäf­
t igen; die Regierungsvorlage hierzu wird 
noch im Februar erwartet. Der Regierungs­
entwurf wird drei immer wieder vorgebrach-
•te Verbändeforderungen erfül len: die Dyna­
misierung der Unterhaltshi l fe, das jahrgangs­

unbegrenzte Hineinwachsen ehemals Selb­
ständiger 'in d ie Unterhaltshi l fe und die 
Streichung der Vorschrift, daß Untenhalts-
hilfe bei Vorhandensein eines best immten 
Vermögens nicht gewährt wird. Die Bundes­
regierung wird in der Begründung zu dieser 
LAG-Novel le vermut l ich 'feststellen, daß 
Reserven für die Dynamisierung im Aus­
gleichsfonds nicht imehr vorhanden sind und 
d ie Dynamisierung mi th in den Bundeshaus­
halt mindestens 1,5 Mi l l iarden D M kosten 
wird. Unbeschadet anderer Me inung in der 
Reservenfrage werden d i e Geschädigten 
diiese Bereitschaft der Bundesregierung, den 
Fonds wegen der Dynamisierung mit 1,5 
Mi l l iarden D M ins Defizit gehen zu lassen, 
registrieren. 

Bei der Dynamisie-rung werden die Ver­
bände über die Regierungsvorlage 'hinaus 
auch auf laufende prozentuale Anpassung 
der Obergrenze der Entschädigungsrente 
drängen. Die beiden anderen Punkte der 
Regierungsvorlage werden sie unverändert 
gutheißen. Dagegen wenden sie sich darum 
bemühen, in dieses LAG-Änderungsgesetz 
noch eine Reihe weiterer Punkte mit t leren 
Gewichts h ine inzubekommen, beispiels­
weise die Erhöhung einiger Breibeträge, ein 
Sonderanl iegen der Fliegergeschädigten und 
den Entwurzelungszuschlag für die aner­
kannten Sowjetzonenflücht l inge. 

Gegen Ende des Jahres 1972 wird im 
vorparlarnentarischen Raum wie in der Bun­
desregierung die Diskussion um die LAG-
Novel le 1973 beginnen. Für die Vertr iebenen 

und Kriegssachgeschädigten steht fest, daß 
diese Novel le eine nochmal ige Erhöhung 
der Entschädigungsleisitungen bringen muß. 
Die Bundesregierung wird mutmaßl ich in 
!fhrer Vorlage nur die Stichtagsfrage aufgrei­
fen, auf deren Neuregelung die Vertr iebe­
nen nicht minder drängen und die in einer 
Entschließung auch der Bundestag gefordert 
hat. Die Auseinandersetzung um die noch­
malige Hauptentschädigungserhöhung wird 
zweifel los im innerpol i t ischen Vertr iebenen-
Sektor die Schwierigsite Problematik werden. 

Im Rahmen eine LAG-Novel le soll te 1972 
auch das Reparationsschädengesetz geändert 
werden. Seit Jahren gilt es, d i e Unrechts-
staatlichkeit auszumerzen, daß Angehör ige 
der deutschen Wehrmacht aus Südosteuropa 
nicht ohne weiteres als deutsche Staatsan­
gehörige gel ten, obwoh l diesen Volksdeut­
schen 1943 durch einen im Reichsgesetz­
blatt veröffentl ichten Erlaß die deutsche 
Staatsangehörigkeit versprochen worden war. 

Außenhalb des Lastenausgleichs wird 1972 
für die Vertr iebenen vor al lem die Steuer­
reform von Bedeutung sein. Im besonderen 
handelt es sich dabei um die Vermögen­
steuerreform und um die Einkommensteuer -
reform. Im ersten Falle geht es \den Ver­
tr iebenen darum, daß das Au fkommen aus 
der Vermögensteuer, an der der Ausgleichs-
fond'S mi t 25 v. H. Antei l hat, gegenüber 
dem Referentenentwurf nicht geändert wird. 
Im zwei ten Fall k o m m t es darauf an, daß 
die Sonderabschreibungen für Vertr iebenen-
betriebe (§ 7 e EStG), d ie besonderen Son­
derausgaben (§ 10 a EStG) und die besonde-
len außergewöhnl ichen Belastungen (§ -33 a 
EStG) nicht abgebaut werden; der Referen-
tenentwunf sieht derartiges nicht vor. 

Bei der Haushaltsberatung im kommen­
den Herbst (Etat 1973) wird es wie immer 
um die Mit te l für die Eingl iederung der 
vertr iebenen Landwirte gehen. Die bisheri­
gen Haushaltsmittel reichten nicht aus, um 
das vom Bundestag gesetzte Soll von jährlich 
4000 Nebenerwerbstel len zu erfül len. Der 
Haushaltsansatz iür 1973 muß deshalb ge­
genüber 1972 wesentl ich angehoben wer­
den . Bei der Haushaltsberatung für 1973 
wird es außerdem mögl icherweise einen 
neuen Streit geben. Wenn die Bundesregie-

Überschwemmung in Übermemel 
Wenn im Frühjahr der Eisgang auf dem Memelstrom einsetzte, kam es in Übermemel häufig zu 
Überschwemmungen. Dieses Bild stammt aus dem Jahre 1936 und zeigt die Milchbuder Landstraße 
mit dem Gartenrestaurant Brückenkopf, von der Luisenbrücke aus gesehen. 
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rung nicht d ie Zuschüsse zum Härtefonds 
des Lastenausgleichsfonds angemessen an­
hebt, w ie es im Dezember 1971 der Kon-
trollausscbuß beim Bundesausgleichsamt ge­
fordert hat, wirld d ie Bundesregierung dami t 
.rechnen müssen, daß der Kontrollausschuß 
seine Zus t immung zum Wirtschafts- und 
Finanzplan des Ausgleichstfonds versagt. Es 
ist unvertretbar, daß der a l lgemeine Aus­
gleichsfonds in zunehmendem Maße an 
Stelle des Bundeshaushalts di'e Härtefonds-
Leistungen an die Sowjetzonenflüchtl inge 
finanziert. 

fm Sozialversicherungssektor wird 1972 ein 
letztl ich außenpolit isches Problem zur Ent­
scheidung anstehen. Es geht darum, ob den 
in der Heimat zurückgebl iebenen Deutschen 
aus der deutschen Sozialversicherung, in d ie 
sie in den Jahren bis 1945 einbezahlt haben, 
Tei lrenten nach drüben überwiesen werden ; 
i'hnen werden gegenwärtig ihre Renten ver­
sagt. Die Vertr iebenenverbände vertreten 
die Auffassung, daß in der Heimat verbl ie­
bene Deutsche nicht deshalb zur Aussied­
lung gezwungen sein sol len, wei l sie ihre 
wohlverdienten Renten nicht gezahlt erhal­
ten und infolgedessen ohne ausreichende 
Altersversorgung dastehen. Eine parallele 
Zahlung von Teil-Unterhalflshilfe wäre für 
die in der Heimat verbl iebenen Selbständi­
gen {bzw. ehemals Selbständigen) aus dem 
Ausgleichsfonds erforderlich. Ein entspre­
chender Gesetzesantrag liegt d e m Bundestag 
bereits vor. 

Ebenfalls im außenpol i t ischen Sektor l iegt 
eine Frage des Entschädigungsrechts, d ie 1972 
gelegentlich der Begegnung des Bundes­
kanzlers der Bundesrepubl ik Deutschland 
und des Bundeskanzlers der Republik Öster­
reich geregelt werden -sollte. Im Kreuznacher 

566 Aussiedler im Januar 

Aus den Ostgebieten des Deutschen Rei­
ches trafen im Januar in Bi'iedland nur 566 
Aussiedler, in Nürnberg nur 12 Aussiedler 
ein. Aus Danzig und dem Memelgeb ie t 
kamen 158 in Friedland an. Aus Ländern des 
Ostblocks kamen nach Friedland 309, nach 
Nürnberg 265 Aussiedler. 

1145 kamen aus der U d S S R 

Das Jahr 1971 brachte für d ie Aussiedlung 
der in Osteuropa zurückgehaltenen Deut­
schen eine erfreuliche Entwicklung. Infolge 
des istai'ken Ansteigens der Aussiedlerziffern 
aus d e n polnisch besetzten deutschen Ost­
gebieten verdoppel te sich fast der Monats­
durchschnitt der in Friedland und Nürnberg 
registrierten Ausisfiedler. Hatte Polen 1970 
schon 5600 Deutsche ausreisen lassen, so 
kamen 1971 insgesamt über 25 000 in die 
Bundesrepublik. Ein Ansteigen der Zahlen 
gab es auch für d i e Deutschen in der UdSSR, 
zu denen bekanntl ich d ie Memel länder ge­
hören. Hier wurde erstmalig nach langer 
Stagnation d ie 1000-Grenze wieder über­
schritten. Mi t 1145 Aussiedlern brachte es 
das Jahr 1971 auf einen Monatsdurchschnit t 
von 95, während 1970 monat l ich durch­
schnittl ich 28 Deutsche die Sowjetunion ver­
lassen dur f ten. 

So erfreulich diese Zahlen sind - sie 
machen doch auch deut l ich, w ie sehr viel 
schwieriger die Verhältnisse für d ie Deut­
schen in der Sowjetunion sind, w o es 1,6 
M io . Deutsche gibt, von denen best immt 
v'iele in ihr Vaterland zurückkehren möch­
ten. Von der Mehrzahl der in der Heimat 
festgehaltenen Memel länder wissen wir, daß 
sie sich ständig im den letzten 15 Jahren um 
die Ausreisegenehmigung bemüht haben. 
Wir wissen aber auch, daß inzwischen viele 
wegen der unnachgiebigen Haltung der 
Sowjetbehörden ihre Bemühungen einge-

A b k o m m e n ist eine Kostenbetei l igung der 
Bundesrepubl ik vorgesehen, wenn Österreich 
seinen Vertr iebenen den bundesdeutschen 
ähnliche Entschädigungsleiistungen gewährt 
(in Österreich wird beispielsweise verlore­
ner Grundbesitz nicht entschädigt), Deutsch­
land sollte d ie Wiener Regierung bedrängen, 
daß «sie d ie Löistungsverbesserung vorn immt ; 
d ie Bundesregierung sol l te nicht k le in l ich 
sein, soweit es um Formalien und um ihre 
Zuschüsse geh t Unter Anrechnung auf den 
neuen Zuschuß 'sollte auch erwirkt werden, 
daß die zwischen 1953 und 1959 aus Öster­
reich in d ie Bundesrepubl ik übergesiedelten 
Vertr iebenen lastenaiJ9gleichsmäßig auf d ie 
deutsche Seite fal len. Andererseits sol l te 
Österreich über Österreich ins westl iche 
Ausland ausgewanderte Vertr iebene, soweit 
sie -nicht vom deutschen Reparattion'sschäden-
gesetz erfaßt sind, entschädigen. 

Bei der 1972 anstehenden 131er-Schluß-
novelle gibt es mögl icherweise ebenfalls ein 
Österreich-Problem. Vertr iebene deutsche 
Pensionäre, d i e in Österreich gebl ieben sind 
und die deutsche Staatsangehörigkeit bei­
behalten haben, erhalten keine 131 er-Ver­
sorgungsbezüge nach Österreich überwiesen. 
25 Jahre nach Kriegsende muß es als eine 
Härte angesehen werden, von diesen Ver­
tr iebenen die Übersiedlung in die Bundes­
republ ik zu verlangen, wenn sie Pension 
erhalten wo l len . Wenn das Bundesinnen­
minister ium nicht durch Verwaltungsanord­
nung die Übersiedlungspfl icht aufhebt, was 
ihm gesetzlich zusteht, soll te der Bundestag 
dies im Gesetzeswege tun. Im Zusammen­
hang miit der 131er-Schlußnovelle wenden 
von den Vertr iebenen außerdem Stichtags-
fragen, Probleme der amtlosen Zeit und 
einige andere Sonderanliegen aufgeworfen 
werden. 

stellt haben. Während d ie Polen jetzt auch 
Jugendliche und Arbeitsfähige in großer 
Zahl ausreisen lassen, schieben die Russen 
zum größten Teil arbeitsunfähige Menschen 
im Rentenalter nach Westen ab. 

Erheblich zurückgegangen ist die Zahl der 
Deutschen, die aus der CSSR, aus Rumänien 
und Jugoslawien kommen. 

Bundesrat: „Schwerwiegende Bedenken" 
g e g e n d ie Ostverträge 

Das Plenum des Bundesrates hat am 9. 
Februar beim ersten Durchgang mit Mehr­
heit 'schwerwiegende Bedenken gegen die 

In einem recht sarkastisch gehaltenen Be­
richt des Korrespondenten der „Tiesa" in 
Memel wird einiges aus der Tätigkeit des 
vom Schicksal begünstigten Direktors Petras 
Normantas erzählt. Ursprünglich leitete die­
ser den Dienst leistungsbetr ieb des Kreises 
Krott ingen. Dabei kamen ihm so gegensätz­
liche Begriffe w ie „ m e i n " und „staatl ich" 
durcheinander. Statt ihn anzuzeigen, zeigte 
man ihm darauf d ie Tür. Doch durch e ine 
solche kann man nicht nur hinausgehen, 
sonder auch - hochkommen. 

Und so betrat er in Memel das Direktor-
zrm'mer des Autodienstes. Der neugebackene 
Direktor sorgte zuerst für geeignete Stel­
lungen für seine Famil ienangehörigen und 
Verwandten. Ein Sohn wurde Fahrer des 
väterlichen Dienstwagens. Dadurch entf ielen 
lästige Kontrol len wegen verschiedener 
Fahrten. Einen anderen Sohn, dem wegen 
Trunkenhei t am Steuer der Führerschein 
entzogen worden war, brachte der Direktor 
in der Autoschlosserei unter. Um den ge­
kränkten Sprößling aufzuheitern, wies der 

Ratif izierung der Ostverträge erhoben. End­
gült ig wird d ie Ländervertretung erst im 
zwei ten Durchgang, nach Behandlung des 
Ratifizierungsgesetzes im Bundestag, Stel­
lung nehmen. Die Bedenken des Bundesrates 
wunden in e inem von den CDU/CSU-Län­
dern eingebrachten Antrag begründet. Sie 
beziehen sich insbesondere auf d ie unklare 
Auslegung der entscheidenden Punkte, vor 
al lem auch in der Grenzfrage, auf d ie Ge­
fahr östlicher Einmiischung „ i m Geiste der 
Verträge'', auf Verfassungswidersprüche und 
auf den Mangel an Gegenleistungen der 
östl ichen Seite. Der Vertretung des Regie­
rungslagers gelang es bei der Debat te im 
Bundesrat nicht, d i e Bedenken der Kri'ßiker 
zu beheben. 

B d V orient ierte d ie Presse 

Unmit te lbar vor Beginn der parlamenta­
rischen Behandlung der Ostverträge hat das 
BdV-Präsidium in Bonn vor Presse, Rund­
funk und Fernsehen d ie Ab lehnung der Ost­
verträge erneut begründet. Präsident Dr. 
Czaja gab eine e ingehende kritische Begrün­
dung, d i e iim „Deutschen Ostdienst" vom 10. 
Februar im Wontlaut veröffentl icht worden 
ist. Auch Vizepräsident Dr. Hupka nahm 
kritisch zu den Verträgen Stellung. Clemens 
J. Neumann gab einen Überbl ick über die 
Grundzüge der Deutschland- und Ostpol i t ik 
der Vertr iebenenverbände während der letz­
ten zwanzig Jahre. Die Konferenz fand star­
ken Niederschlag in Presse, Rundfunk und 
Fernsehen. 

W i e d e r M e m e l e r nach Sibir ien 

Wegen der kurzen Schrffahrtssaison in 
den nördl ichsten Häfen des Fernen Ostens 
sind von Memel zwei Hafenarbeiterbrigaden 
zur Untenstützung ihrer Genossen nach Ma-
gadan (Ochotskisches Meer) abgegangen. 
Von dort wird von den guten Arbei ts leistun­
gen der Memeler Arbeiter berichtet, d i e im 
beschleunigten Tempo eine Reihe großer 
Ozeanschiffe gelöscht haben. Sie sol len bis 
zum Schluß der Saison in Sibirien verblei­
ben, al. 

Schwimmdock für Finnland 

Wie die „Tiesa" berichtet, hat die Schiffs­
werft „Balt i ja" in Memel im Auftrag einer 
finnischen Reederei ein Schwimmdock von 
4500 t Tragfähigkeit gebaut. Dieses war nicht 
der erste Bauauftrag der Finnen, d ie miit der 
Arbei t der „Balt i ja" zufr ieden sind. Weitere 
Docks sind für Kuba und ein ige afrikanische 
Länder gebaut worden . al. 

Vater ihm für angeblich ausgeführte Arbei­
ten 246 Rubel an. Auch ein Neffe erhiel t 
eine unrichtige Anweisung über 345 Rubel. 
Der Kraütiwagen einer Schwägerin wurde 
kostenlos repariert. Für d ie unzulässige 
Gegenzeichnung der beiden Geldanweisun­
gen konnte N. zwei gutwi l l ige Angestel l te 
gewinnen. 

Das Komitee der Staatskontrol le interes­
sierte sich zwar für N., doch gelang es ihm 
miit e inem blauen Auge davonzukommen , 
wenn er auch wieder mal d ie Stelle wech­
seln mußte. Entlassen aber wurde der Ober­
buchhalter, und ein scharfer Verweis wurde 
dem Leiter der technischen Abte i lung zutei l ! 

Und bald erschien N. wieder, diesmal aul 
dem Platz eines Einkäufers! Man kann le­
ben, mein te er. Und tatsächlich ist 'ihm das 
Schicksal w ie selten einem hold. Durch 
seine Hände gehen alle Ersatzteile, d ie er 
selbst aus Wi lna hol t . Und unterwegs gibt 
es Stellen, w o man ihn kaum erwarten kann! 
Und w ie es mi t den den Verwandten zu­
getei l ten Geldern steht, ist nebelhaft. Zu­
rückgefordert hat süe noch niemand. al. 

Warum der Kommunismus nicht klappt 
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Kurznachrichten aus der Heimat 
Memeler SB-Läden musterhaft 

Wie die „Tiesa" berichtet, arbeitet das 
ganze Handelsnetz auf der Grundlage der 
Selbstbedienung. Jetzt wurde in Moskau 
eine Broschüre mit dem Titel „Die Selbst­
bedienung in den Memeler Geschäften" her­
ausgegeben, iin der geschildert wird, wie in 
den Lebensmittelgeschäften die Selbstbedie­
nung organisiert wurde und welche wirt­
schaftlichen Vorteile damit verbunden sind. 

al. 
Wieder Bernstein aus Schwarzort? 

In «der „Tiiesa" wird die Möglichkeit der 
Wiederaufnähme der Bernsteinfördenung bei 
Schwarzart erörtert. Die gewerbliche Förde­
rung des Bermsiteins habe 1850 begonnen. 
Damals sei die Förderung in Handarbeit und 
später unter Verwendung von Dampfbag­
gern berieben worden. Gegenwärtig erin­
nere nur die „Bernsteinbucht" mit ihrem 
Namen daran, daß dort einmal bis zu 540 
Tonnen Bernstein im Jahr gewonnen worden 
seien. Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
habe man auch bei Polangen Bernstein ge­
wonnen. Größere Bernsteinmengen seien 
auch in diesem Jahrhundert: bei dem Bau 
des Hafens in Schwentoji ausgegraben wor­
den. Heute müßten die Bernsteinbearbeiter 
sich mit dem durch die See an den Strand 
geworfenen Bernstein begnügen, wozu noch 
von Palmnicken geliefertes Rohmaterial 
komme. Bei den gegenwärtigen besseren 
technischen Möglichkeiten sollte man der 
Frage der Wiederaufnahme der Bernstein­
förderung näher 'treten. Man müsse das 
Bernsteinvorkommen zu erforschen versu­
chen, und nicht nur an der See. Wo früher 
einmal 500 Tonnen jährlich gewonnen wur­
den, könnte auch für die Gegenwart etwas 
übriggeblieben sein. al. 

* 
Wie die „Tiesa" berichtet, konnten von 

den Überschwemmungswiesen im Kreise 
Heydekrug vier Grasschnitte gewonnen wer­
den. 17 Betriebe, die Grasmehl herstellen, 
haben 30 000 Tonnen wertvolles Futter er­
zeugt al. 

Wo bleiben die Fische? 
Nach einem Bericht der „Tiesa" haben 

die Fischer und die verarbeitenden Betriebe 
der Ostseefischerei in Memel angeblich 
wieder das Plansoll übererfüllen können. 
Die Erzeugung habe um 10% erweitert 
werden können. Die Fischer hätten fast 4000 
Tonnen über das Soll hinaus fangen können. 

al. 

Schöne Erfolge konnte nach einem Bericht 
der „Tiesa" die Kolchose Kollaten bei der 
Aufzucht von Schweinen und Kälbern er­
zielen. Es wurden 600 Schweine gemästet 
Die Kolchose 'konnte bereits 200 Zentner 
Fleisch über das Jahressoll hinaus abliefern. 

al. 
* 

Wie die „Tiesa" berichtet, konnten die 
Versuche mit einer Maschine zum Steine-
auflesen von Äckern erfolgreich abgeschlos­
sen werden. Die Maschine ;ist auf der Schiffs­
werft in Memel konstruiert worden. Sie 
übertraf mit ihrer Leistung zwei andere Ver­
suchsmodelle. Es wind die Massenherstellung 
geplant. al. 

* 
Nach einem Bericht der „Tiesa" konnte 

die Memeler Base der in der Ostsee fischen­
den Fangflotte tfbr Jahressoll bis Ende No­
vember erfüllen und arbeitete ab Dezember 
auf Rechnung des Jalhres 1972. Einige Traw­
ler konnten das Soll fast verdoppeln. al. 

Darlehnsgewährung 
der Heimkehrerstiftung 

Gemäß des § 48 Abs. 4 des Kriegsge-
fangenenemtschädi'gungsgesetzes (KgfEG) hat 
der Stiftungsrat der Ueimkehrerstiftung -
Stiftung für ehemalige Kriegsgefangene -
Richtlinien für die Gewährung von Darlehen 
und Unterstützungen aus Mitteln der Stif­
tung beschlossen. 

Darlehen können gewährt werden a) zum 
Aufbau oder zur Sicherung der wirtschaft­
lichen Existenz; b) zur Beschaffung von 
Wohnraum; c) für sonstige förderungswür­
dige Vorhaben. 

Wegen der Begrenztheit der zur Verfü­
gung stehenden Mittel können Darlehen n>\r 
gewährt werden, wenn und soweit der An­
tragsteller nicht in der Lage ist, das Vor­
haben aus eigenen Mitteln oder durch zü­
rn urbare Inanspruchnahme anderer Finan-
zierungsmöglichkeiiten durchzuführen. 

Das Darlehen wird auf Grund eines Be­
scheides des Bewilligungsausschusses ge­
währt. Es wird dem Darlehensnehmer in der 
Regel über ein von ihm zu benennendes 
Kreditinstitut (Hausbank) zur Verfügung ge­
stellt. Das Darlehen darf nur für das ge­
nehmigte Vorhaben verwendet werden. Die 
Verwendung ist entsprechend zu belegen. 
Auszahlung, Verwaltung und Überwachung 
des Darlehens werden vom Kreditinstitut 
vorgenommen, sofern die Stiftung nicht 
unmittelbar als Kreditgeber auftritt. Dem 
Bundesrechnungshof und der Stiftung steht 
insoweit bei den benannten Kreditinstituten 
ein jederzeitiges Prüfrecht zu. 

Darlehen zum Aufbau oder zur Sicherung 
der Wirtschaftlichen Existenz werden ge­
währt, wenn hierfür die Lebensgrundlage 
des Antragstellers begründet oder gefestigt 
wird und der Antragsteller die hierfür er­
forderlichen persönlichen und fachlichen 
Voraussetzungen erfüllt. Die Bewilligung 
eines Darlehens ist auch zulässig zur Ab­
lösung eines Zwischenkredits, sofern mit 
mit dem abzulösenden Kredit, das Vorhaben 
vorfinaziert worden ist, zur Umschuldung 
eines Darlehens, ausgenommen aus öffent­
lichen Mitteln, dessen Zins- und Tilgungs­
dienst die Existenz gefährdet, und als Zwi­
schenkredit, bis der Antragsteller eine Lei­
stung nach anderen Vorschriften erhält. , 

Die Höhe des Darlehens richtet sich nach 
dem Umfang der zur Durchführung des 
beantragten Vorhabens erforderlichen Mittel: 
der Höchstbetrag ist 40 000 DM. 

Die Darlehen zum Aufbau oder zur Si­
cherung der wirtschaftlichen Existenz sind 
mit drei vom Hundert jährllich, beginnend 
am dritten Geschäftstag nach Abgang der 
Überweisung an das Kreditinstitut, zu ver­
zinsen und nach drei Freijahren in längstens 
zwanzig gleichen Halbjahresraten zu tilgen; 
das erste Frei jähr beginnt mit dem auf 
die Auszahlung - auch nur eines Teilbe­
trages - folgenden Halbjahresersten. Die 

Zins- und Tilgungsleistungen sind am 31. 
Mai und am 30. November jeden Jahres 
fällig. Bei Stundung und Verzug erhöht sich 
der Zinssatz auf vier vom Hundert jährlich. 

Darlehen zur Beschaffung von Wohnraum 
werden für Eigentumsmaßnahmen (z. B 
Neubau, Erwerb von Baugrundstücken, An­
kauf bereitstehender Wohngebäude, Instand­
setzung, Instandhaltung, Modernisierungen 
oder Erweiterungen), für die Ablösung von 

Forderungen des Vormieters gegen den 
Hauseigentümer aus Mieterdarlehen und für 
den Erwerb von Genossenschaftsanteilen 
ge wäh rt. 

Ein Darlehen kann auch zur Einzahlung 
auf Bausparverträge bewilligt werden, wenn 
hierdurch die Auffüllung des Sparguthabens 
auf 40 vom Hundert der Bausparsumme 
und die Zuteilung oder Zwischenfinanzie­
rung innenhalb von sechs Monaten nach 
Einzahlung ermöglicht wird. 

Ebenso ist die 
lehens zulässig zur 
kredifcs, sofern mit 
dit das Vorhaben 
zur Umschuldung 
nommen aus öffe 
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Die Darleihen sind keine öffentlichen 
Mittel im Sinne des § 6 II. WohnbauG. Sie 
dienen in der Regel dem Ersatz oder der 
Ergänzung der Eigenleistung. Die Finanzie­
rung des Bauvorhabens muß gesichert sein. 

Bei Mietdarlehen soll eine langfristige 
Wohnberechtigung des Darlehnsnehmers, 
mindestens für Jahre, sowie die Berechti­
gung zur Rückforderung des noch nicht ab­
gewohnten Darlehensteils im Falle seines 
Auszuges gesichert sein. 

Die Höhe des Darlehens wird bestimmt 
nach Umfang, Art, Rechtsform und Nutzung 
des Vorhabens, bei Erwerb von Baugrund­
stücken nach den Kosten för den Erwerb 
sowie nach dem Finanzierungsbedarf; bei 
Mietdarlehen nach der Größe der Wohnung 
und der geforderten Mietvorauszahlung. 
Der Höchstbetrag ist bei Eigentumsmaßnah­
men 30 000 DM, bei Mieterdarlehen 10 000 
DM. Im allgemeinen sind die Darlehen un­
verzinslich und mit vier vom Hundert jähr­
lich in gleichen Halbjahresraten zu tilgen. 
Darlehen für Instandsetzungen, Instandhal­
tung, Modernisierung oder Erweiterungen 
sind mit zehn vom Hundert jährIich in 
gleichen Halbjahresraten zu tilgen. Bei der 
Festsetzung der Tilgungsbedingungen des 
Mietdariehens ist die Dauer des Mietvertra­
ges angemessen zu berücksichtigen. 

Die erste Rate ist am 28. Februar oder 
dem 31. August fällig, der auf den Ablauf 
einer Frist von elf Monaten nach dem Tage 
der ersten Auszahlung folgt. 

Bei Stundung und Verzug sind Stundungs­
und Verzugszinsen in Höhe von vier vom 
Hundert jährlich zu berechnen. 

Sonstige förderungswürdige Vorhaben 
sind solche, bei denen die Darlehensgewäh­
rung beruflichen, sozialen oder ähnlichen 
Zwecken dient und der Antragsteller die zur 
Verwirklichung des Vorhabens erforderli­
chen Voraussetzungen erfüllt. 

Die Bestimmungen für Darlehen zum 
Aufbau oder zur Sicherung der wirtschaft­
lichen Existenz gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, daß der Höchstbetrag 20 000 DM 
beträgt. 

Darlehen werden auf Antrag gewährt. Der 
Antrag ist unter Verwendung des vorge­
schriebenen Vordrucks und unter Beifügung 
der zum Nachweis der Antragsberechtigung 
und des Vorhabens erforderlichen Unterla­
gen bei der Stiftung einzureichen. 
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tinige Nadiächten übet Jamdtken 
Aus einer im November 1832 verfaßten Chronik mitgeteilt 

Von Jenny Kopp, geb. Sperber 

(Schluß) 

Der Casimir Kuwert war ein kleiner Mann. 
Er hatte eine große Frau, Ursula geborene 
K u h r, aus Sarkau geheirathet. Ihr Vater 
war todt; sie hatte einen Bruder; beide wa­
ren vermögend. Der Bruder soll von ihrem 
beiderseit igen Stiefvater B I u d n i c k er­
schlagen worden sein, weil er eine Heirath 
gegen dessen Wi l len hätte eingehen wo l l en . 
Dieser Bludnick hatte das Vermögen der 
Kinder in Händen und soll sich mit diesen 
Mi t te ln von der Strafe befreit haben. 

Der Casimir Kuwert besaß außer Nidden 
auch den Krug in Lattenwalde, den er wahr­
scheinlich mit seiner Frau erheirathete. Lat­
tenwalde ist lange versandet; man we iß nicht 
mehr die Zeil . Er hatte vier Kinder, nähm-
lich: Eine Tochter, die nach Carwaiten einen 
R h e s a heirathete . . . Dieser hatte noch 
eine Tochter, die jetzige Frau Superintendent 
R o s e n b ä u m . Er starb, seine Frau hei­
rathete einen W i e d e m a n n und wurde 
die Mut ter des jetzigen Schwarzorthschen 
Posthalters, Herrn Wiedemann. Diese Frau 
war 8 Jahre alt, als das alte Niddensche Haus 
erbaut wurde , mi th in war sie 1729 geboren. 
Sie starb 1812. Ihre Schwester, die nach 
Rositten heirathete, war die Mut ter des jetzt 
lebenden alten Posthaltens B ö h m . Dann 
folgte dr i t tens ein Sohn David Got t l ieb , der 
um 1827 verstorbene alte Niddensche Ku­
wert. Er war 20 Jahre jünger als seine älte­
ste Schwester, die schon erwähnte verehe­
lichte Rhesa. Er war in seiner Jugendzeit in 
Königsberg auf der Universität gewesen und 
erzählte gerne Geschichten aus seinen Stu­
dentenjahren. Er war ein guter alter Mann. 
Schreiber dieses hat ihn öfters besucht und 
sich von ihm erzählen lassen. Er hatte ein 
gutes Gedächtnis. Er wußte sich aus seiner 
Kindheit zu erinnern, daß d i e Skirbste Kalnas 
bei Carwaiten mit schönem Gesträuch und 
Bäumen bewachsen und oben ein Teich ge­
wesen war. - Auch der Zei t des Siebenjäh­
rigen Krieges er innerte er sich deut l ich: d i e 
Russen waren in N idden gewesen, hatten 
angefangen die Hirsche wegzuschießen; als 
jedoch sein Vater sich bei d e m russischen 
General beklagt, hatte dieser mehrere Kerls, 
die es sich hatten be ikommen lassen, über­
strecken und abkantschucken lassen, mit der 
Warnung: „ Ihr Halunken, wo l l t ihr das blei­
ben lassen, was thun euch die Viecher?'' 
(An denen sie freilich keine Beleidigungen 
zu rächen hatten!) 

Kuwert starb 1827 in seinem 79. Jahre. 
Ich war unter denen, die ihn zu Grabe be­
gle i teten. Es war ein heißör Tag und eine 
solche Menge Mücken, als sie nie, auch den 
dort Wohnenden nie vorgekommen. So wie 
man beim Singen den Mund öffnete, f logen 
sie in Menge h inein. -

Dieses sind die Nachkommen zweier Brü­
der von den dreien in Spitzhuth geborenen 
Kuwents, den Neffen des alten Hamburger. 
Der dr i t te, David, hatte d ie Handlung in 
Königsberg erlernt, kam darauf nach Feilen­
hof, welches seinem Bruder in Ruß gehörte, 
führte die Wirtschaft in Feilenhof und b l ieb 
bi's an sein Ende da. Als im Siebenjährigen 
Kriege die Kosaken nach Feilenhof kamen 
und es abbrannten, war er schon da. Er hatte 
sich in den Wald geflüchtet und sich da 
versteckt D ie Kosaken suchten ihn, und fast 

wäre sein Hund, der der Spur nachstöberte, 
sein Verräter geworden. Er lebte in Feilenhof 
sehr einsam und bl ieb u n v e r h e i r a t e t Sein 
Umgang war Sonntags mit dem jetzt längst 
verstorbenen alten Pfarrer H i e b n e r in 
Kinten, auch kam er zuwei len mi t seinem 
Bruder in N idden und mit dem Pfarrer Zud-
nochowius in Carwaiten zusammen. Er war 
ein Mann von kleiner Statur und stiller Ge, 
müthsart. Er starb im Jahre 1778 in Feilenhof, 
nachdem er nur einen halben Tag bett läge­
rig gewesen. Seine Kleidung war beständig 
aschgrau und sehr einfach. -

Ich kehre noch einmal zum alten H a m ­
b u r g e r zurück, dieser Mann lebte in ja-
cischken wie ein Patriarch - die Bauern er­
hol ten sich bei ihm Raths und Hülfe, und 
er schlichtete ihre Zwistägkeiten, was er 
sagte, das thaten sie. Er regierte sie durch 
Vertrauen und Respekt, den alle gegen ihn 
hegten. Wenige Leute erinnern sich seiner 
noch genauer. Er wurde Kgl. Fischmeister, 
was er schon im Jahre 1730 war, und später, 
ungefähr 1738, auch A m t m a n n , da er das 
A m t Ruß mit dem Amtmann R a d t k e in 
Alühof Memel in Gemeinschaft gepachtet 
hatte. 

Er i'Sit von Statur ein kleiner Mann gewe­
sen und hat beständig einen Krückstock ge­
tragen, den er nicht selten zur Unterstützung 
seiner Demonstrat ionen angewandt. Von 
Gemüth war er heftig, ertrug keine Wieder­
rede, l ieß nicht m i t sich spassen und war 
beharrlich in seinem Wi l len. Sein Ansehen 
wußte er bis an sein Ende zu erhalten. Er 
war gescheit, hatte einen gesunden, klaren 
Verstand und wußte sich durchzusetzen. Der 
Amtsrath Kuwert besaß bei Verfolgung seiner 
Pläne mehr Gewandthei t ; der Hamburger 
ging gerade durch. Von diesen beiden kann 

man sagen, daß sie zu ihrer Zei t Herren der 
Gegend gewesen sind. Der alte Hamburger 
war ein woh lhabender Mann ; ohne geitzig 
zu sein, schritt er in seinem Wohls tande 
vorwärts und half außerdem allen seinen 
Verwandten auf. 

Nachdem sein Neffe, der Proviant-Com-
missarius Z u d n o c h o w i u s , zu ihm ge­
zogen war, lebten beide, der eine als stein­
alter, der andere als ein alternder Jungge­
selle in Jacischken. Er hielt den Proviant-
Commissarius jedoch in großer Abhängig­
keit. Dieser war voll munterer Laune und 
voller Schwanke, wodurch er den verdrüß-
lichen A l ten , der öfter in düstere St immung 
veriel, aufheiterte. Machte er es ihm aber 
zu bunt, so soll er ihn heftig ausgescholten, 
auch zuwei len mi t dem Krückstock auf ihn 
losgegangen sein, nach ihm gehackt und ge­
droht haben: „ D u , ich zerschmettere 
dir den Kopf!" Der Proviant-Commissarius, 
der es auf das Verabreichen nicht ankommen 
lassen wo l l te , hat sich dann eiligst retirirt 
und ihn wieder mit guten Werken besänftigt. 

Als der Al te gestorben war, bestattete ihn 
der Proviant-Commissarius mi t e inem ehren­
vol len und pomphaf ten Leichenbegängnis 
zur Erde in der Kintenschen Kirche, w o er 
mit der Leiche erst 10 Uhr abends ankam 
und sie bei Licht einsenken l ieß. Al le Ja-
cischker Leute und deren Kinder mußten 
folgen. Der Pfarrer Zudnochowius h ie l t die 
Leichenpredigt. -

Jacischken hatte der alte Herr dem Pro­
viant-Commissarius vermacht, der jetzt des­
sen Besitzer wurde . Er lebte darauf in ge­
wohnter Weise fort, ohne jedoch weder den 
Einfluß, noch die Macht, noch die Charakter­
festigkeit seines Oheims zu besitzen. Seine 
aufgeräumte Laune behiel t er bis in sein 
Alter. An seine Mil i tär- und Kriegsjahre hat 
er gern gedacht und viel vom alten Fritz 
erzählt. 

Er hat, w ie es bei alten Junggesellen ge­
wöhn l i ch , viel Eigenheiten gehabt. Zu 
Stöcken hatte er eine Liebhaberei und deren 
noch einige aus der Dienstzeit . So hatte er 
einen Recognoscir-Stock, einen Ambi t ions -
Stock, einen Wirtschafts-Stock usw., die er 
abwechselnd trug, doch wen ig im Ernst an­

Busbahnhof Übermemel 
In der Abtrennungszeit war Übermemel Ausgangspunkt verschiedener Autobuslinien, und zwar nach 
Tauroggen, Pogegen-Schmalleningken, Nattkischken und Coadjuthen. Auf unserem Bild sind die 
Autobusse mit ihren Fahrern zu sehen. Wir erkennen von links: Broschellä Kiupel, Bartschat, Jen-
drolus, Storims, Pukies, Wiemer, Buddrus, Joneleit, Maslo. 


